
Oberlandesgericht Nürnberg

Az.:  14 U 138/24
 13 O 2839/23 LG Nürnberg-Fürth

IM NAMEN DES VOLKES

In dem Rechtsstreit

, vertreten durch d. Geschäftsführer, , 

- Klägerin und Berufungsbeklagte -

Prozessbevollmächtigte:
, , 

gegen

Copecart GmbH, vertreten durch d. Geschäftsführer Jan Brüger, Ufnaustraße 10, 10553 Berlin
- Beklagte und Berufungsklägerin -

Prozessbevollmächtigte:
Rechtsanwälte , , 

wegen Forderung

erlässt das Oberlandesgericht Nürnberg - 14. Zivilsenat - durch den Vorsitzenden Richter am 

Oberlandesgericht , die Richterin am Oberlandesgericht  und die Richterin 

am Oberlandesgericht  aufgrund der mündlichen Verhandlung vom 08.10.2024 folgendes

Endurteil

1. Auf die Berufung der Beklagten wird das Urteil des Landgerichts Nürnberg-Fürth vom 

18.12.2023, Az. 13 O 2839/23, abgeändert.

2. Das Versäumnisurteil des Landgerichts Nürnberg-Fürth vom 18.07.2023, Az. 13 O 

2839/23, wird aufgehoben und die Klage abgewiesen.

3. Die Beklagte trägt die Kosten ihrer Säumnis; die übrigen Kosten des Rechtsstreits trägt 

Beglaubigte Abschrift
 



die Klägerin.

4. Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar.

Die Klägerin kann die Vollstreckung abwenden durch Sicherheitsleistung in Höhe von 

110 % des aufgrund des Urteils vollstreckbaren Betrages, wenn nicht die Beklagte vor der 

Vollstreckung Sicherheit in Höhe von 110 % des jeweils zu vollstreckenden Betrages leis-

tet.

5. Die Revision wird nicht zugelassen.

Beschluss

Der Streitwert wird für das Berufungsverfahren auf 21.420,00 € festgesetzt.

Gründe:

I.

Die Klägerin begehrt die Rückzahlung der von ihr aufgrund eines Coachingvertrags an die Beklag-

te geleisteten Vergütung.

Die Beklagte ist „Wiederkäuferin“ von „Coachingdienstleistungen“, die sie von Dienstleistungsan-

bietern erwirbt und unter der Domain copecart.com gegenüber potentiellen Kunden anbietet, wo-

bei die Beklagte nicht selbst das „Coaching“ durchführt, sondern der jeweilige Dienstleistungsan-

bieter der „Coachingdienstleistungen“. Die jeweiligen „Coachingdienstleistungen“ sind über die 
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frei zugängliche Domain copecart.com nicht buchbar. Der Vertragsabschluss erfolgt in der Wei-

se, dass die Dienstleistungsanbieter der jeweiligen Coachingdienstleistung Kunden mittels eines 

Telefongesprächs zwecks Durchführung eines kostenlosen Informationsgesprächs kontaktieren 

und diesen sodann einen Link zu der Website der Beklagten weiterleiten, über den die Kunden 

das Produkt erwerben können.

Der Geschäftsführer der Klägerin wurde durch einen Mitarbeiter des Dienstleistungsanbieters 

 zu einem kostenlosen Informationsgespräch eingeladen und zu diesem 

telefonisch kontaktiert. Im Rahmen des Telefongesprächs erläuterte der Mitarbeiter des vorge-

nannten Dienstleistungsanbieters dem Geschäftsführer der Klägerin gegenüber den Inhalt des 

Coachings, insbesondere die umfassende Eins-zu-Eins-Betreuung. Sodann wurde der Ge-

schäftsführer der Klägerin über einen Link auf die Seite der Beklagten weitergeleitet, um dort sei-

ne Zahlungsdaten anzugeben.

Daraufhin kam es seitens der Klägerin zur Bestellung der auf der Website der Beklagten als Pro-

dukt bezeichneten Coachingdienstleistung „ , deren Zweck es war, dem Dienst-

leistungsnehmer zur Weiterbildung und zum Aufbau von Werbeanzeigen und Vertriebsprozessen 

zu verhelfen. Gegenstand der vorgenannten Coachingdienstleistung waren neben der Wissens-

vermittlung zum Thema Funnelaufbau (Prozess des Gewinnens von Interessenten zu wertvollen 

Kunden) insbesondere wöchentliche Telefon- und Videogespräche mit dem Coach sowie die Er-

bringung eines E-Mail-Supports. In den ersten drei Monaten waren jeweils alle 14 Tage eine per-

sönliche Einzelsitzung mit dem Coach  zur Entwicklung der Positionierung und 

Besprechung/Kontrolle der Werbeanzeigen sowie zum Funnelaufbau vorgesehen.

Weder die Beklagte noch der Dienstleistungsanbieter der Beklagten verfügen über eine Zulas-

sung bei der Staatlichen Zentralstelle für Fernunterricht.

Die Beklagte machte gegenüber der Klägerin unter der Bestellnummer L7sZhjlK mittels Rechnun-

gen mit den Rechnungsnummern 1051542 / 1106614 / 1167063 / 1238925 / 1314522 / 1393936 / 

1631358 / 1701886 / 1773716 / 1847569 / 1925871 / 2011713 (Anlage  eine Vergütung für die 

Dienstleistung „ “ in Höhe eines Gesamtpreises von 21.420,00 € geltend. 

Die Klägerin beglich die jeweiligen monatlichen Zahlungsbeträge in Höhe von 1.785,00 € mittels 

Kreditkartenabbuchung jeweils zum 26.08.2021, 25.09.2021, 25.10.2021, 25.11.2021, 

25.12.2021, 25.01.2022, 25.02.2022, 25.03.2022, 25.04.2022, 25.05.2022, 25.06.2022 und 

25.07.2022.
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Mit vorgerichtlichem Schreiben ihrer späteren Prozessbevollmächtigten vom 27.04.2023 (Anlage 

K6) forderte die Klägerin - unter Berufung auf die Nichtigkeit des streitgegenständlichen Vertrages 

nach § 7 FernUSG - die Beklagte zur Rückerstattung des streitgegenständlichen Hauptsachebe-

trages unter Fristsetzung bis zum 04.05.2023 auf. Ferner erklärte die Klägerin die Anfechtung des 

streitgegenständlichen Coachingvertrages wegen arglistiger Täuschung über die Person des Ver-

tragspartners.

Nachdem auf die mit Verfügung vom 30.05.2023 (Bl. 14 d. LG-Akte) erfolgte Anordnung des Land-

gerichts Nürnberg-Fürth zur Durchführung des schriftlichen Vorverfahrens gem. § 276 ZPO, der 

Beklagten zugestellt am 03.06.2023, innerhalb der zweiwöchigen Notfrist des § 276 Abs. 1 Satz 2 

ZPO keine Verteidigungsanzeige seitens eines anwaltlichen Vertreters der Beklagten bei Gericht 

eingegangen war, hat das Landgericht auf Antrag der Klägerin am 18.07.2023 Versäumnisurteil 

erlassen, mit dem die Beklagte verurteilt wurde, an die Klägerin 21.420,00 € nebst Zinsen hieraus 

in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz seit 04.06.2023 zu zahlen (Ziff. 1. des Te-

nors). Der Beklagten wurden die Kosten des Rechtsstreits auferlegt (Ziff. 2 des Tenors) und das 

Versäumnisurteil - ohne Sicherheitsleistung - für vorläufig vollstreckbar erklärt (Ziff. 3. des Te-

nors).

Gegen das ihr am 21.07.2023 zugestellte Versäumnisurteil vom 18.07.2023 hat die Beklagte mit 

Schriftsatz ihrer Prozessbevollmächtigten vom 01.08.2023, bei Gericht eingegangen am selben 

Tag, Einspruch eingelegt.

Wegen des weiteren erstinstanzlichen Parteivorbringens sowie der in erster Instanz gestellten 

Anträge wird auf den Tatbestand des am 18.12.2023 verkündeten Endurteils des Landgerichts 

Nürnberg-Fürth Bezug genommen.

Mit diesem Urteil hat das Landgericht Nürnberg-Fürth das Versäumnisurteil vom 18.07.2023 auf-

rechterhalten.

Gegen dieses ihren Prozessbevollmächtigten am 19.12.2023 zugestellte Urteil hat die Beklagte 

mit Schriftsatz ihrer Prozessbevollmächtigten vom 16.01.2024, eingegangen per beA am glei-

chen Tag, Berufung eingelegt und diese nach Verlängerung der Berufungsbegründungsfrist bis 

19.03.2024 mit Schriftsatz ihrer Prozessbevollmächtigten am 07.03.2024 begründet.
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Die Beklagte meint, dass weder das FernUSG auf Verträge zwischen Unternehmern anwendbar 

sei noch das streitgegenständliche Produkt die Voraussetzungen für das Vorliegen von Fernun-

terricht erfülle.

Die Beklagte beantragt:

Das Urteil des Landgerichts Nürnberg-Fürth vom 18.12.2023 (Az.: 13 O 2839/23) sowie 

das unter diesem Aktenzeichen ergangene Versäumnisurteil vom 18.07.2023 werden auf-

gehoben und die Klage wird abgewiesen.

Die Klägerin beantragt,

          die Berufung zurückzuweisen.

Die Klägerin verteidigt das angefochtene Urteil.

Wegen der Einzelheiten des Parteivorbringens in der Berufungsinstanz wird auf die gewechsel-

ten Schriftsätze nebst Anlagen Bezug genommen.

II.

Die zulässige Berufung der Beklagten hat in der Sache Erfolg. Das Urteil des Landgerichts Nürn-

berg-Fürth bedarf der Abänderung, weil der Klägerin ein Anspruch auf Rückzahlung der geleiste-

ten Vergütung in Höhe von 21.420,00 € gegen die Beklagte unter keinem rechtlichen Gesichts-

punkt, insbesondere nicht gemäß § 812 Abs. 1 Satz 1, 1. Alt., § 818 Abs. 2 BGB zusteht.

1. Ein Anspruch aus § 812 Abs. 1 Satz 1, 1. Alt., § 818 Abs. 2 BGB besteht nicht, weil der 

streitgegenständliche Coachingvertrag nicht gemäß § 7 Abs. 1 i.V.m. § 12 Abs. 1 Satz 1 

Fernunterrichtsschutzgesetz (FernUSG) nichtig ist.

Die Klägerin trägt die Darlegungs- und Beweislast hinsichtlich der anspruchsbegründen-

den Tatsachen, sie hat grundsätzlich auch das Fehlen eines rechtlichen Grundes zu be-

weisen (Grüneberg/Sprau, BGB, 83. Auflage 2024, § 812 Rn. 76).

  a) Das FernUSG ist nur auf Verbraucher und nicht auch auf Unternehmer anwendbar.
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aa) Für die Anwendung des FernUSG nur auf Verbraucherverträge spricht die Begründung 

des Gesetzes. Danach soll das FernUSG den Teilnehmer am Fernunterricht unter dem 

Gesichtspunkt des Verbraucherschutzes sichern und sich in die übrigen Bemühungen 

zum Schutz der Verbraucher wie z.B. das Abzahlungsgesetz und die Regelungen der All-

gemeinen Geschäftsbedingungen, des Rechts der Reiseveranstalter oder der Immobilien-

makler einreihen (BT-Drs. 7/4245, S. 13 und 32; vgl. auch Hinweis des Kammergerichts 

Berlin vom 22.06.2023 - 10 U 74/23, Bl. 51 f. d. OLG-Akte). Außerdem wird im Zusammen-

hang mit der Kompetenz des Bundes zur Regelung einer Zulassungspflicht für Fernlehr-

gänge und der Versagungsgründe aus Art. 74 Nr. 11 GG betont, dass zum Recht der Wirt-

schaft auch z.B. Vorschriften, die eine wirtschaftliche Betätigung unter dem Gesichtspunkt 

des Verbraucherschutzes regeln, gehören und das FernUSG als Verbraucherschutzrege-

lung zu charakterisieren ist (BT-Drs. 7/4245, S. 34).

bb) Der Umstand, dass das FernUSG den Begriff des Verbrauchers - abgesehen von § 3 

Abs. 3 FernUSG - nicht verwendet, und - anders als z.B. in § 1 Abs. 1 VerbrKrG a.F. und 

§ 6 Nr. 1 HWiG a.F. - keine gesonderte Vorschrift enthält, die die Anwendung des Geset-

zes im Ergebnis explizit nur für Verbraucherverträge vorschreibt (OLG Celle, Urteil vom 

01.03.2023 - 3 U 85/22, juris Rn. 48), führt nicht dazu, dass von der Anwendbarkeit des 

FernUSG auch auf Unternehmer auszugehen ist. Denn im Jahr der Verabschiedung des 

FernUSG am 24.08.1976 gab es keine Legaldefinition für Verbraucher. So wurde § 13 BGB 

in der Fassung vom 27.06.2000 durch Art. 2 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über Fernabsatz-

verträge und andere Fragen des Verbraucherrechts sowie zur Umstellung von Vorschriften 

auf Euro vom 27.06.2000 eingefügt.

Schließlich regelt § 3 FernUSG Form und Inhalt des Fernunterrichtsvertrages und be-

stimmt in § 3 Abs. 2 FernUSG, dass die dem Verbraucherschutz dienenden Informations-

pflichten des Unternehmers nach § 312d Abs. 1 BGB i.V.m. Art. 246a EGBGB (vgl. 

MüKoBGB/Wendehorst, 9. Auflage 2022, § 312d Rn. 1, m.w.N.) gelten. Dies ist ebenso ein 

Indiz dafür, dass das FernUSG nicht auch auf Unternehmer anwendbar ist.

b) Darüber hinaus handelt es sich bei dem streitgegenständlichen Coachingvertrag nicht 

um einen Vertrag i.S.d. § 1 FernUSG.

Nach § 1 Abs. 1 FernUSG liegt ein Fernunterricht im Sinne dieses Gesetzes vor, wenn ein 

Vertrag zugrunde liegt, der die entgeltliche Vermittlung von Kenntnissen und Fähigkeiten 

zum Gegenstand hat, bei der der Lehrende und der Lernende ausschließlich oder überwie-
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gend räumlich getrennt sind und der Lehrende oder sein Beauftragter den Lernerfolg über-

wachen.

aa) Es könnte zwar bereits zweifelhaft sein, ob es sich bei einem „Coaching-Vertrag“ um 

einen Vertrag handelt, aufgrund dessen bestimmte Kenntnisse vermittelt werden sollten 

(vgl. Hanseatisches Oberlandesgericht Hamburg, Urteil vom 20.02.2024 – 10 U 44/23, juris 

Rn. 22 ff.). Doch vorliegend war Vertragsinhalt unstreitig die Wissensvermittlung zum The-

ma Funnelaufbau (Prozess des Gewinnens von Interessenten zu wertvollen Kunden), so 

dass diese Voraussetzung des § 1 Abs. 1 FernUSG gegeben ist.

bb) Die Klägerin kann nicht nachweisen, dass der Kontakt zwischen ihr und der Beklagten 

ausschließlich oder zumindest ganz überwiegend räumlich getrennt erfolgt ist (§ 1 Abs. 1 

Nr. 1 FernUSG).

(1) Für die räumliche Trennung ist maßgeblich, ob Lernende zusätzliche Anstrengungen 

unternehmen müssen, um mit dem Lehrenden Kontakt aufzunehmen. Bei einer Videokon-

ferenz oder anderen synchronen Kommunikation ist jederzeit ein Kontakt wie in Präsenz-

veranstaltungen möglich, so dass eine räumliche Trennung i.S.d. Gesetzes nicht gegeben 

ist, obwohl Lernende und Lehrende sich an unterschiedlichen Orten aufhalten. Dies ist für 

die Frage, ob netzgestützte Lernangebote unter das FernUSG fallen, von Bedeutung (zum 

Ganzen: NomosKommentar/Vennemann FernUSG, 2. Auflage 2014, § 1 Rn. 10).

(2) Nach der richtigen Erläuterung der Staatlichen Zentralstelle für Fernunterricht kann von 

einer ausschließlichen oder überwiegend räumlichen Distanz in folgenden Fällen ausge-

gangen werden (vgl. https://zfu.de/veranstaltende/fernunterricht):

- Die Lehrenden und die Lernenden sind ausschließlich oder überwiegend räumlich ge-

trennt, wenn mehr als die Hälfte (> 50%) der Kenntnisse und Fähigkeiten mithilfe von Medi-

en (z.B. Lehrbriefe etc.) vermittelt wird und bei deren Bearbeitung ein asynchroner Informa-

tionsaustausch vorliegt.

- Bei einem „virtuellen Klassenraum“ oder anderer synchroner Kommunikation (z.B. 

Live-Chat) ist jederzeit ein Kontakt wie in Präsenzveranstaltungen möglich, so dass eine 

„räumliche Trennung“ i. S. des Gesetzes nicht gegeben ist, obwohl Lernende und Lehren-

de sich an unterschiedlichen Orten aufhalten.

- Bei asynchronem Austausch (z. B. Weblog, Forum, Wiki als Lernhilfe etc.) ist die Vor-

aussetzung der „räumlichen Trennung“ i. S. d. FernUSG gegeben. Die Teilnehmenden ha-
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ben die Möglichkeit, das Forum mit Fragen zu bestücken und Kommentare abzugeben. 

Die Möglichkeit, einer simultanen Antwort besteht jedoch nicht.

(3) Die Klägerin bleibt beweisfällig hinsichtlich der Voraussetzung der überwiegenden 

räumlichen Distanz.

Die beweisbelastete Klägerin hat für ihre pauschale Behauptung, dass der überwiegende 

Anteil in Form asynchroner Schulungsvideos über eine der Klägerin zur Verfügung gestell-

te Lernplattform stattgefunden habe, kein Beweismittel angeboten.

Die Beklagte dagegen hat substantiiert vorgetragen, dass sich allein in den ersten drei Mo-

naten der Vertragslaufzeit 60 Stunden Videos und 114 Stunden Phasen synchroner Kom-

munikation (präsenzäquivalente Online-Veranstaltungen) ergeben haben und damit der An-

teil der Phasen synchroner Kommunikation deutlich höher als 50 % sei.

cc) Die Klägerin kann auch nicht den Nachweis führen, dass sie nach dem Vertrag An-

spruch auf eine Überwachung des Lernerfolgs hatte (§ 1 Abs. 1 Nr. 2 FernUSG).

(1) Die vom Gesetz vorgesehene Überwachung des Lernerfolgs ist hinsichtlich ihrer Vor-

aussetzungen im Gesetz nicht näher bestimmt. Unter Berücksichtung der Entstehungsge-

schichte der Norm und der Intention des Gesetzgebers ist dieses Tatbestandsmerkmal je-

doch weit auszulegen (BGH, Urteil vom 15.10.2009 – III ZR 310/08, juris Rn. 16; Hanseati-

sches Oberlandesgericht Hamburg, a.a.O., Rn. 28, m.w.N.). Eine Überwachung des Lern-

erfolgs nach § 1 Abs. 1 Nr. 2 FernUSG ist bereits dann gegeben, wenn der Lernende nach 

dem Vertrag den Anspruch hat, z.B. in einer begleitenden Unterrichtsveranstaltung durch 

mündliche Fragen zum erlernten Stoff eine individuelle Kontrolle des Lernerfolgs durch den 

Lehrenden oder seinen Beauftragten zu erhalten (BGH, a.a.O., Rn. 21). Insofern kommt es 

auf die vertragliche Vereinbarung an und nicht darauf, ob die Überwachung des Lernerfolgs 

auch tatsächlich durchgeführt wird (BGH, a.a.O., Rn. 20, m.w.N.; vgl. auch OLG Köln, Ur-

teil vom 06.12.2023 – I-2 U 24/23, juris Rn. 53 ff., m.w.N.).

Maßgeblich ist demnach, ob die Klägerin nach dem streitgegenständlichen Vertrag das 

Recht gehabt hätte, eine solche Kontrolle einzufordern. Sollte der Vertragspartner der Klä-

gerin nur für individuelle Fragen im Rahmen des „Coachings“ bzw. „Mentorings“ zur Verfü-

gung stehen, so wird keine „Überwachung“ des Lernerfolges geschuldet. Allein die Gele-

genheit der Klägerin im Rahmen des Coachings Fragen zu stellen, stellt schon dem Wort-

sinne nach keine „Überwachung“ dar. Den Anwendungsbereich des Gesetzes auch auf 
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solche Fälle auszudehnen, in denen gerade keine Kontrolle des Lernerfolges vereinbart 

wurde, sondern lediglich die Möglichkeit des Vertragspartners besteht, Fragen zu stellen, 

würde insofern dem klaren Wortlaut widersprechen (zum Ganzen: Hanseatisches Ober-

landesgericht Hamburg, a.a.O., Rn. 29).

(2) Soweit die Klägerin auf die Leistungsbeschreibung der Beklagten (Anlagen K3 und K4) 

und darauf verweist, dass die Beklagte bzw. deren Dienstleistungsanbieter den Videokurs 

als „E-Learning Plattform“ bezeichne, belegt dies nicht, dass sie nach dem streitgegen-

ständlichen Coachingvertrag das Recht gehabt hätte, eine Lernkontrolle einzufordern. 

Denn allein aus der Bezeichnung „E-Learning Plattform“ lässt sich nicht schließen, dass 

eine Überwachung des Lernerfolgs geschuldet wird. Aus den Anlagen K3 und K4 ergibt 

sich nicht, dass eine Kontrolle des Lernerfolgs Vertragsinhalt wurde. Soweit in Anlage K4 

von „Besprechung/Kontrolle der Werbeanzeigen“ die Rede ist, handelt es sich nicht um ei-

ne Lernkontrolle.

2. Der Klägerin steht auch aufgrund der Anfechtung des Vertrages wegen arglistiger Täu-

schung ein Anspruch aus § 812 Abs. 1 Satz 1, 1. Alt. BGB nicht zu.

Die Klägerin kann ihre Behauptung, sie sei arglistig über die Identität ihres Vertragspart-

ners getäuscht worden, nicht nachweisen.

a) Die Beklagte bestreitet eine Täuschungshandlung und legt dar, dass ausweislich der 

Anlage B1 ein Auftreten der Beklagten als Vertragspartner nicht zu übersehen sei. Insofern 

ist auch eine Ursächlichkeit der Täuschung von vornherein ausgeschlossen, weil der Ge-

täuschte Kenntnis von der wahren Sachlage hatte. Dies ist etwa dann anzunehmen, wenn 

die wahre Sachlage bei Vertragsabschluss derart offensichtlich war, dass ein Irrtum aus-

geschlossen erscheint (MüKoBGB/Armbrüster, 9. Auflage 2021, § 123 Rn. 22, m.w.N.).

b) Im Übrigen hat die Klägerin nicht die Frist des § 124 Abs. 1 BGB eingehalten. Die erste 

Rechnung der Beklagten stammt vom 26.08.2021 (Anlage ). Damit ist die von der Klä-

gerin - ohne Beweisantritt - aufgestellte Behauptung, dass ihr Geschäftsführer erst im April 

2023 davon Kenntnis erlangt habe, dass die Beklagte alleinige Vertragspartnerin geworden 

sei, bereits widerlegt.
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3. Die als Nebenforderungen geltend gemachten Zinsen teilen das Schicksal der Hauptforde-

rung.

III.

Die Kostenentscheidung beruht auf § 91 Abs. 1, § 344 ZPO.

Die Entscheidung über die vorläufige Vollstreckbarkeit folgt aus § 708 Nr. 10, § 709 Satz 2, § 711 

ZPO.

Die Revision wird nicht zugelassen, da die gesetzlichen Voraussetzungen hierfür nicht vorliegen 

(§ 543 Abs. 2 ZPO). Eine Zulassung ist insbesondere auch nicht zur Sicherung einer einheitlichen 

Rechtsprechung erforderlich (§ 543 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Alt. 2 ZPO). Trotz der in der obergerichtli-

chen Rechtsprechung unterschiedlichen Beurteilung der Frage der Anwendbarkeit des FernUSG 

auf Unternehmer kommt eine Zulassung nicht in Betracht, weil die Rechtsfrage, wegen der die 

Zulassung erfolgen soll, nicht entscheidungserheblich ist (vgl. BGH, Beschluss vom 07.01.2003 – 

X ZR 82/02, juris Rn. 5, m.w.N.; Zöller/Feskorn, ZPO, 35. Auflage 2024, § 543 Rn. 7, m.w.N.). Vor-

liegend ist die Frage der Anwendbarkeit des FernUSG auch auf Unternehmer nicht entschei-

dungserheblich, weil auch die Voraussetzungen für das Vorliegen von Fernunterricht i.S.v. § 1 

Abs. 1 FernUSG nicht gegeben sind (vgl. BGH, Beschluss vom 24.10.2022 – VIa ZR 579/22, 

Rn. 6, m.w.N.; Zöller/Feskorn, a.a.O. und § 544 Rn. 14, m.w.N.).

gez.

 

Vorsitzender Richter 
am Oberlandesgericht

Richterin 
am Oberlandesgericht

Richterin 
am Oberlandesgericht
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Verkündet am 05.11.2024

gez.

Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle

Für die Richtigkeit der Abschrift
Nürnberg, 05.11.2024

Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle
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